
Inhaltschwer voraussetzt/*/, auch für die mit der Ehesache 
verbundenen Ansprüche gilt. Soweit es sich um die obli­
gatorischen Ansprüche nach § 18 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 
FVerfO — Regelung des elterlichen Erziehungsrechts 
und Unterhalt der Kinder — handelt, schließt die ge­
sellschaftliche Bedeutung einer derartigen Entschei­
dung aus, einer Partei nur wegen des von ihr ge­
stellten Antrags eine Nachprüfung zu versagen, die 
sie im Interesse des Kindes für erforderlich hält. Ist 
also über einen Anspruch zu befinden, ohne daß es 
überhaupt eines Antrags bedarf, so muß jeder Partei 
ohne Rücksicht auf die von ihr unterbreiteten Vor­
schläge oder gestellten Anträge das Recht eingeräumt 
werden, eine Nachprüfung durch die Rechtsmittelin­
stanz zu fordern.
Die Beschwer, d. h. das vollständige oder teilweise 
Unterliegen einer Partei kann deshalb nur dort Bedeu­
tung haben, wo die Anträge Ausdruck der Parteiherr­
schaft sind. Daraus resultiert, daß für das Rechtsmit­
tel gegen Entscheidungen über die nach § 18 Abs. 2 
FVerfO mit der Ehesache verbundenen Ansprüche 
eine Beschwer des Berufungsklägers gegeben sein muß. 
Das kann jedoch immer nur dann so sein, wenn ein 
bestimmter Antrag gestellt worden ist. Im Eheverfah­
ren ist es jedoch nicht selten, daß auf die Zuerken­
nung von Nebenansprüchen gemäß § 18 Abs. 2 FVerfO 
gestellte Anträge ohne Gegenantrag bleiben. Der 
Grund dafür kann sowohl darin liegen, daß der An­
spruch des Gegners für berechtigt gehalten wird, als 
auch darin, daß die Entscheidung in das Ermessen des 
Gerichts gestellt wird. Da aber in solchen Fällen ein 
konkreter Sachantrag nicht vorliegt, kann auch nicht 
davon ausgegangen werden, daß dem Begehren der 
keinen Antrag stellenden Partei entsprochen worden ist. 
Aus diesem Grunde hat der Senat im vorliegenden 
Falle eine Beschwer der Verklagten bejaht und sieht 
die eingelegte Berufung für zulässig an.
Dem Umstand, daß die Verklagte zum Antrag des Klä­
gers auf Übertragung der Wohnung keinen Gegenan­
trag stellte, liegt offensichtlich ein Anerkenntnis zu­
grunde. Ein solches ist nach § 20 FVerfO zulässig, 
wenn es den Grundsätzen des Familienrechts ent­
spricht. Die Verklagte hat mit Schriftsatz vom 7. De­
zember 1969 vorgetragen, daß sie sich wohnlich ver­
ändern will und deshalb die eheliche Wohnung dem 
Kläger überläßt. Deshalb konnte die Berufung nur mit 
der Behauptung begründet werden, es habe kein Aner­
kenntnis Vorgelegen oder dieses widerspreche den 
Prinzipien des Familienrechts. Dem Vorbringen der 
Verklagten, sie habe aus Rechtsunkenntnis keinen Ge­
genantrag gestellt, muß entgegnet werden, daß davon 
ausgegangen werden kann, daß sie sich über die Be­
deutung der schriftlichen Erklärung „Die Wohnung 
überlasse ich meinem Mann, da ich mich wohnlich 
verändern will“ im klaren gewesen ist.
Richtig ist, daß auch das Kind der Verklagten bei 
einer Entscheidung nach § 34 FGB zu berücksichtigen 
ist. Ein Anerkenntnis widerspricht aber nicht schon 
allein deshalb den familienrechtlichen Prinzipien, 
wenn bei einer Einigung der Parteien, die in voller 
Kenntnis der tatsächlichen Lage erfolgte, dieser Um­
stand nicht ausdrücklich erwähnt wurde. Nur wenn 
ein Anerkenntnis gröblich dem Wohl des Kindes 
widerspricht, kann von einer Verletzung familien­
rechtlicher Bestimmungen die Rede sein.
Im gleichen Maße wie die Parteien an eine außerge­
richtliche Einigung gebunden sind, muß das auch für 
ein gerichtliches Anerkenntnis gelten. Die Einwendun­
gen gegen das Anerkenntnis sind daher nicht be­
gründet.
/•/ Vgl. hierzu OG, Urteil vom 16. Januar 1964 — 1 ZzF 54/63 
— (NJ 1965 S. 94).
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